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Analyse der Wohnversorgungssituation 
und künftiger Bedarfe
„Die Mieterstadt Berlin braucht dringend bezahlbaren 
Wohnraum (…) für alle“

Der Ausgangspunkt einer jeden Wohnungspolitik sollte prä-
zise eine Situations- und Bedarfsanalyse sein. Für Berlin wurde 
dies in den letzten Jahren vor allem im Rahmen der Erarbei-
tung eines Stadtentwicklungsplans Wohnens (StEP Wohnen) 
geleistet. Auf knapp 120 Seiten werden dort insbesondere Be-
völkerungsprognosen, die Entwicklung der Nachfrage und die 
Entwicklung des Wohnungsangebotes analysiert, um daraus 
einen Neubaubedarf von 137.000 Wohnungen bis zum Jahr 
2025 abzuleiten (Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und 
Umwelt 2014a, S. 61). Insbesondere angesichts der Wande-
rungsgewinne Berlins (allein im Jahr 2013 stieg die Berliner 
Bevölkerung um 42.000 Personen) und der Prognosen für die 
nächsten Jahre erscheint der errechnete Bedarf von 10.000 
Neubauwohnungen pro Jahr als schlüssiges Szenario, um den 
quantitativen Aspekt der Wohnungsfrage zu lösen. 

Doch schon im Aufbau des „Stadtentwicklungsplans Woh-
nen“ fällt auf, dass differenzierte Wohnungsbedarfe zwar für 
den Bautyp (Ein- und Zweifamilienhäuser bzw. Mehrfamilien-
häuser), für die Bezirke und sogar die Teilzeiträume ausgewie-
sen werden (Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Um-
welt 2014a, S. 63 f.), nicht jedoch für unterschiedliche soziale 
Lagen und Einkommen. In der Beschreibung der Nachfragesi-
tuation wird ausführlich auf Fragen der Einkommenssituation, 
der Transferabhängigkeit (ebenda, S. 31 f.) sowie der klein-
räumigen Mietpreisdynamiken (S. 45 f.) eingegangen. Doch 
so sinnvoll es erscheint, soziale Kriterien, kleinräumige Miet-

In- und außerhalb Berlins fragten sich viele, wie es dazu 
kommen konnte? Ralph Bollmann vermutete in der Frank-
furter Allgemeinen Sonntagszeitung, einen „Kampf der Ein-

heimischen, (…) die keinen mehr in die Stadt lassen wollen“ 
(Bollmann 2014)1, Katja Bauer (Badische Zeitung) sieht „eine 

folkloristische Öko-Spießer-Truppe“ am Werk, „die bestimmt, 

dass hier kein Grashalm gebogen werden darf“ (Bauer 2014) 
und der Regierende Bürgermeister Klaus Wowereit warn-
te eine Woche vor der Abstimmung in seiner Rede vor dem 
Landesparteitag vor „den volksverdummenden Egoisten“ der 
Initiative Tempelhof 100% (Wowereit 2014) . Abgesehen da-
von, dass eine solche Form der Publikumsschelte angesichts 
eines demokratischen Entscheidungsprozesses einen faden 
Beigeschmack hinterlässt, helfen diese Kommentare und 
Reak tionen zur Tempelhof-Abstimmung nicht wirklich weiter, 
wenn es darum geht, die Hintergründe des Abstimmungser-
gebnisses zu verstehen.

Das eingangs zitierte „Aktionsbündnis Tempelhof für alle“ 
– ein Zusammenschluss des Berliner Establishments von der 
IHK, über Lobbyverbände der Wirtschaft (z.B. Verein Berliner 
Kaufleute und Industrieller, die Unternehmensvereinigung 
Berlin-Brandenburg, die Handwerkskammer und der Verein 
der Bauindustrie) und Akteure der Wohnungswirtschaft (z.B. 
BBU, BFW, Degewo und Stadt und Land) bis zum Paritätischen 
Wohlfahrtsverband – setzte in seiner Kampagne vor allem auf 
wohnungspolitische Argumente. Es liegt nahe, die Gründe für 
das Abstimmungsergebnis auch dort suchen, denn der Volks-
entscheid zu Tempelhof ist ohne eine Analyse der Berliner 
Wohnungspolitik nicht zu verstehen.

1 s. Beitrag von Ralph Bollmann auf Seite 171

„Die Mieterstadt Berlin braucht dringend bezahlbaren Wohnraum, gerade auch in 
der Innenstadt. Berlin boomt und braucht Wohnraum für alle – für die schon lange 
hier Lebenden und die Hinzukommenden, für unsere Studentinnen und Studenten, 
unsere Familien, Lebensälteren und Singles. Wir wollen Berlins Wohnungsneubau 
nicht nur in den Außenbezirken gestalten. Berlin soll überall lebenswert und auch 
in der Innenstadt bezahlbar bleiben.“ So hieß es im Aufruf der Marketingkam pagne 
„Aktionsbündnis Tempelhof für alle“, der die Berlinerinnen und Berliner vor dem 
Volksentscheid von der Bebauung des Tempelhofer Feldes zu überzeugen suchte. 
Das Ergebnis ist bekannt: Ein überwältigender Teil der Wahlbeteiligten stimmte für 
ein kompromissloses Bauverbot auf dem Feld.

Dr. Andrej Holm

Strategien für den Wohnungsbau  
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von etwas mehr als 250.000 Wohnungsangeboten pro Jahr 
hat sich der Anteil von Mietwohnungsangeboten zwischen 
2007 und 2013 von 80% auf 48% verringert. Im Angebot 
hat sich die Mieterstadt Berlin also längst aufgelöst. 

Insbesondere die hohe Dynamik der Mietpreise, die im städ-
tischen Durchschnitt von 5,53 Euro/qm (nettokalt) im Jahr 
2007 bis zum Jahr 2013 um 40% auf 7,72 Euro/qm (netto-
kalt) anstiegen, hat die Chancen für Haushalte mit geringen 
Einkommen, eine Wohnung in Berlin zu finden, drastisch re-
duziert. Die im Rahmen der Kosten der Unterkunft definier-
ten Grenzen der Angemessenheit (das ist der Mietpreis, der 
bei Transferhaushalten vom Jobcenter übernommen wird) zur 
Grundlage genommen, hat sich der Anteil von angemessenen 
Wohnungsangeboten von 40% aller Angebote auf 6% redu-
ziert. In Gesamtzahlen ausgedrückt: Wurden 2007 noch über 
100.000 Wohnungen angeboten, die auch für Hartz-IV-Haus-
halte bezahlbar waren, sind es 2013 nur noch 15.000 Woh-
nungsangebote. Wurde vor einigen Jahren vor allem befürch-
tet, die repressiven Regelungen der Kosten der Unterkunft 
würden in Wohnungsmärkten mit differenzierten Preisen die 
Segregation verstärken, zeigt sich heute, dass Transferhaushal-
te von weiten Teilen des Marktes komplett ausgeschlossen sind. 

Diese Herausforderungen der neuerlich drängenden Woh-
nungsfrage werden – trotz einer problemsensiblen Rhetorik 
der Politik – in den wohnungspolitischen Analysen der Berliner 
Stadtverwaltung bisher nur unzureichend bearbeitet. Obwohl 
insgesamt fast 500.000 Personen in den Aufwertungsgebie-
ten mit ausgeprägtem Verdrängungsdruck leben und Gentri-
fication sich längst zum städtischen Mainstream entwickelt 
hat, wird der Begriff selbst weiterhin tabuisiert. Im Stadtent-
wicklungsplan Wohnen ist etwas verschämt von „Hinweisge-
bieten preisinduzierter sozial-räumlicher Veränderungspro-
zesse“ die Rede (Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und 
Umwelt 2014a, S. 47). Eine Analyse der Wohnungsversorgung 
und Bedarfe, die sich den sozialen Aspekten des Wohnens in 
der Stadt weitgehend verweigert, verfehlt jedoch die Kriterien 
einer sozialen Wohnungspolitik.

Instrumente
„Berlin soll überall lebenswert und auch in der Innen-
stadt bezahlbar bleiben.“

Es spricht für die Wohnungspolitik der aktuellen Regierungs-
koalition in Berlin, dass sie auch ohne gründliche Analyse eine 
Reihe von Instrumenten zur Mietdämpfung beschlossen hat. 

preisentwicklungen und Verdrängungsprozesse in der Analyse 
der Wohnversorgungssituation der Stadt zu berücksichtigen, 
umso verwunderlicher wirkt der Umstand, dass in den Prog-
nosen zur Ableitung künftiger Bedarfe auf diese Aspekte völ-
lig verzichtet wird (ebenda, S. 55 f.). Der Stadtentwicklungs-
plan Wohnen versteht sich selbst vor allem als Neubauplan. 
Der Verzicht auf eine empirisch fundierte Analyse der sozialen 
Wohnversorgungsbedarfe hat unmittelbare Auswirkungen 
auf die wohnungspolitischen Strategien der Stadt, denn ins-
besondere bestandsbezogene Instrumente werden ohne kon-
krete Zielzahlen zu Interventionen zweiter Klasse degradiert, 
deren Wirksamkeit nicht überprüft werden kann.

Schon eine sekundäranalytische Auswertung vorliegender 
Daten zur Sozialstruktur und der Wohnungsmarktentwick-
lung in Berlin verweist vor allem auf eines: den dramatischen 
Mangel an leistbaren Wohnungen. Eine Gegenüberstellung 
von 260.000 Haushalten, die mit Einkommen unterhalb der 
Armutsgrenze mit weniger als 60% des Durchschnittseinkom-
mens auskommen müssen, mit den Daten der Grundgesamt-
heit des aktuellen Berliner Mietspiegels ergibt ein faktisches 
Defizit von fast 120.000 leistbaren Wohnungen, wenn eine 
maximale Mietbelastung der Nettokaltmiete bei 30% des ver-
fügbaren Haushaltseinkommens angesetzt wird (Holm 2014). 
Besonders dramatisch stellt sich die Situation der armutsge-
fährdeten Haushalte mit Blick auf die Wohnungsangebote 
dar. Eine Abfrage von Mietwohnungsangeboten in Berlin 
ergab für 2013, dass nur ca. 1.400 von über 17.000 inse-
rierten Wohnungen für Haushalte mit geringen Einkommen 
überhaupt in Frage kommen (Holm 2014). Kurz zusammen-
gefasst: Berlin benötigt zur angemessenen Versorgung aller 
Haushalte und aller Einkommensgruppen nicht nur 137.000 
Neubauwohnungen, sondern eben auch 120.000 zusätzliche 
Wohnungen, die Mietpreise zwischen 5 und 6 Euro/qm nicht 
überschreiten.

Von den inzwischen steigenden Neubaugenehmigungen ist 
für diesen Mangel keine Milderung zu erwarten. Kein Wun-
der also, dass die Mieterinitiativen der Stadt den wohnungs-
politische Versprechungen der Tempelhof-Bebauung wenig 
Glauben schenkten. Zudem steht der zu erwartende Neubau-
effekt in keinem Verhältnis zu den Real-Erfahrungen vieler 
Wohnungssuchender. Eine Analyse der Wohnungsangebote 
von Immobilienscout24, die etwa zwei Drittel aller Berliner 
Wohnungsangebote umfassen, verweist auf eine dramatische 
Strukturverschiebung des Berliner Wohnungsmarktes in den 
letzten Jahren. Bei einem relativ konstanten Gesamtvolumen 

Tab. 1: Veränderung der Wohnungsangebote in Berlin, 2007 bis 2013 (Sonderauswertung Immobilienscout24 [2014], eigene Auswertung)

Berlin Mietwohnungen „angemessene“ Wohnungen Eigentumswohnungen

2007 2013 Veränderung 2007 2013 Veränderung 2007 2013 Veränderung

Anzahl 208.088 122.303 - 85.785 103.182 15.226 - 87.956 50.946 132.928 + 81.982

Anteil 80% 48% - 41% 40% 6% - 85% 20% 52% + 161%

Preis 5,53 € 7,72 € + 40% - 1.490 2.120 50%
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intensive wohnungspolitische Aktivität der Berliner Regierung 
in den letzten zwei Jahren. In öffentlichen Stellungnahmen 
verkünden die Vertreter der zuständigen Senatsverwaltung 
deshalb auch gerne, dass fast alle landespolitischen Möglich-
keiten für die Sicherung preiswerter Mieten im Bestand damit 
ausgeschöpft seien. Doch dem ist nicht so. Eine seit langem 
geforderte Umwandlungsverordnung, die in den Erhaltungs-
satzungsgebieten die Umwandlung von Miet- in Eigentums-
wohnungen unter Genehmigungsvorbehalt stellt, scheitert 
bisher an der fehlenden Einigkeit der Koalitionspartner. Eine 
mögliche Neuformulierung des umstrittenen Wohnraumge-
setzes, das in der Konsequenz die Abwicklung des Sozialen 
Wohnungsbaus beschleunigt, ist trotz teurer Gutachten zur 
Evaluation (Kaufmann/Hager 2014) ebenso wenig in Sicht wie 
eine Neuausrichtung der Liegenschaftspolitik oder eine Rege-
lung der Kosten der Unterkunft, die räumlich differenzierte 
Mietpreisentwicklungen zu Gunsten der Transferhaushalte be-
rücksichtigt. Auch für den langfristigen Umgang mit den etwa 
135.000 Wohnungen des Sozialen Wohnungsbaus und den 
28.000 Wohnungen, die vom Wegfall der Anschlussförderung 
betroffen sind, wurden bis her keine Strategien entwickelt, 
die einen dauerhaften Schutz der Sozialmieter sicherstellen 
können. Verglichen mit den Zielvorgaben für den Neubau im 
Stadtentwicklungsplan Wohnen, der bereits eingerichteten 
Wohnungsbauleitstelle, die als zentrale Anlaufstelle für die 
zwölf Bezirke, für Investoren das Baugeschehen ankurbeln 
soll, und dem Bündnis für Neubau mit den wohnungswirt-
schaftlichen Verbänden bleiben die Konturen einer sozial 
ausgerichteten Bestandspolitik relativ unscharf. Auch dieses 
Missverhältnis von Neubau- und Bestandsinstrumenten stand 
letztendlich bei Tempelhof zur Abstimmung. 

Soziale Wohnungspolitik  
braucht mehr Verbindlichkeit
Was es für eine glaubwürdige Wohnungspolitik in der Stadt 
bräuchte, wäre eine mit den Neubauplänen vergleichbare Ver-
bindlichkeit für die Sicherung von leistbaren Wohnungen im 
Bestand. Bisher gibt es in Berlin keine offiziellen Untersuchun-
gen, die erhoben haben, wie viele Wohnungen zu welchen 
Preisen die Stadt in den nächsten Jahren benötigt. Dabei wäre 
beispielsweise die Anzahl der Wohnungen mit Mietpreisen 
unterhalb der Bemessungsgrenzen der KdU (wie sie in der 
Wohnaufwendungsverordnung festgelegt werden) ein gutes 
und auch überprüfbares Maß für eine soziale Wohnungspo-
litik. Der Erfolg von wohnungspolitischen Instrumenten sollte 
sich nicht nur an den Neubauzahlen messen, sondern vor al-
lem an der Zahl der preiswerten Wohnungen. Eigentlich ganz 
simpel: Erfolgreich ist eine soziale Wohnungspolitik, wenn es 
am Ende mehr preiswerte Wohnungen gibt.

Die Definition von Grenzwerten der Leistbarkeit bedarf da-
bei einer längeren und ausführlicheren Diskussion. Einigkeit 
besteht jedoch sicher darin, dass preiswerte Mieten gegen 

Vor allem in Reaktion auf die massiven mietenpolitischen Pro-
teste der letzten Jahre, aber auch aus der Erkenntnis heraus, 
dass der Mythos des entspannten Wohnungsmarktes der Ver-
gangenheit angehört, wurden seit 2012 folgende wohnungs-
politische Entscheidungen getroffen: Mit dem „Bündnis für 
soziale Wohnungspolitik und bezahlbare Mieten“ haben sich 
der Senat und die städtischen Wohnungsbaugesellschaften 
auf ein Bündel von Maßnahmen verständigt, die dafür sorgen 
sollen, dass die Mieter in den 277.000 städtischen Wohnun-
gen in Zukunft „gut, sicher und preiswert“ (Senatsverwaltung 
für Stadtentwicklung und Umwelt 2012) wohnen können. Zu 
den wichtigsten Aspekten der Vereinbarung zählen (a) eine 
Begrenzung der Modernisierungsumlagen auf 9% (gesetzlich 
erlaubt sind 11%), (b) die Kappung von Mieterhöhungen in 
den Beständen der kommunalen Wohnungsunternehmen auf 
maximal 30% des Haushaltsnettoeinkommens sowie (c) eine 
Belegungsvorgabe, die vorsieht, dass mindestens die Hälfte 
aller innenstädtischen Wohnungen zu Preisen unterhalb des 
Mietspiegels an Mieter mit Wohnberechtigungsschein (WBS) 
vermietet werden soll (Senatsverwaltung für Stadtentwick-
lung und Umwelt 2012). 

Ein Zweckentfremdungsverbot soll die zunehmende Nutzung 
von vor allem innerstädtischen Wohnungen als Ferienapart-
ments einschränken. Bis Mai 2014 musste der Betrieb von 
Ferienwohnungen registriert werden, um für eine Übergangs-
frist von zwei Jahren fortgeführt zu werden. Alle anderen Feri-
enwohnungsnutzungen gelten seitdem als illegal und werden 
von den zuständigen Bezirksämtern verfolgt (Landesverwal-
tungsamt Berlin 2014). Wie hoch die Kontrollkapazitäten 
und die Sanktionspotenziale der bezirklichen Verwaltungen 
tatsächlich sind, wird sich erst in den nächsten Monaten zei-
gen. Mit der beschlossenen Wiedereinführung des sogenann-
ten Mietenkonzeptes wird in einem Teil der Großsiedlungen 
des Sozialen Wohnungsbaus die jährliche Mietsteigerung 
ausgesetzt. Wie es nach der zunächst befristeten Geltungs-
dauer der Regelung weitergehen wird, ist ungewiss (Senats-
verwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt 2014b). Auch 
den Beschluss für eine seit August 2013 geltenden Kündi-
gungssschutzklausel-Verordnung, die Mieter im Falle einer 
Umwandlung in eine Eigentumswohnung zehn Jahre vor ei-
ner Eigenbedarfskündigung durch den Eigentümer schützt, 
kann sich die Berliner Regierungskoalition gutschreiben lassen 
(Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt 2013). 
Schließlich wurde 2014 nach fast fünfzehn Jahren erstmals ein 
neues Förderprogramm für den Sozialen Wohnungsbau be-
schlossen, in dessen Rahmen jährlich ca. 1.000 mietpreis- und 
belegungsgebundene Wohnungen neu gebaut werden sollen 
(Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt 2014c). 

Eine soziale Orientierung der Wohnungsbaugesellschaften, 
Einschränkungen von Zweckentfremdungen, Mietbegren-
zungen in fast 40.000 Wohnungen des Sozialen Wohnungs-
baus, ein zeitlich ausgedehnter Schutz vor Eigenbedarfskün-
digungen und eine neues Förderprogramm stehen für die 
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private Verwertungsinteressen nur schwer (und meist nur 
temporär) durchzusetzen sind. Was es also braucht, ist vor 
allem die Ausweitung des nicht marktförmig organisierten 
Bestandes an Wohnungen in der Stadt. Mit einem sehr weit 
gefassten Verständnis eines solchen  „Wohnens als soziale Inf-
rastruktur“ könnten öffentliche Wohnungsbaugesellschaften, 
Genossenschaften und andere an einer Gemeinnützigkeit ori-
entierte Wohnbauträger dazugerechnet werden. Wie für den 
Neubaubedarf im Stadtentwicklungsplan Wohnen könnten 
auch für die Ausweitung dieses Segmentes Jahresziele und 
Schwerpunkte festgelegt werden, deren Umsetzung dann 
auch für die Mieter in Berlin überprüfbar ist.

Vorschläge, wie und wo diese zusätzlichen Wohnungen mit 
einer dauerhaften  Sozialbindung entstehen könnten, gibt es 
bereits. Insbesondere Mieterinitiativen, Mieterverbände und 
sozial orientierte Bauprojekte haben eine Reihe von konkreten 
Vorschlägen entwickelt: Mietergruppen wie Kotti & Co und 
Sozialmieter.de mahnen seit Jahren eine stärkere Ausrichtung 
auf eine Bestandspolitik an und haben ihre Vorschläge zur 
Rettung der über 130.000 Sozialwohnungen erst kürzlich er-
neut in die Öffentlichkeit gebracht. Mit der Initiative Neuer 
Kommunaler Wohnungsbau mischt sich inzwischen auch die 
Berliner Mietergemeinschaft (immerhin die zweitgrößte Mie-
terorganisation der Stadt) mit konkreten Forderungen in die 
Stadtpolitik ein. Zusammen mit einer Reihe von Bündnispart-
nern aus Gewerkschaften, Parteien und Wissenschaft wird die 
Restrukturierung der öffentlichen Wohnungsbaugesellschaf-
ten und vor allem ein kommunales Wohnungsbauprogramm 
nach Wiener Vorbild eingefordert (INKW 2014). Initiativen für 
Non-Profit-Wohnprojekte wie dem Rathausstern Lichtenberg 
oder dem Dragoner-Areal in Kreuzberg hoffen auf eine Kon-
zeptvergabe der öffentlichen Liegenschaften (durch den Berli-
ner Liegenschaftsfonds bzw. die bundeseigene BIMA).

Sozialwohnungen dauerhaft sichern, kommunalen Woh-
nungsbau verstärken und Eigeninitiative von sozial ausgerich-
teten Wohnprojekten durch eine strategisch ausgerichtete 
Liegenschaftspolitik ermöglichen – so könnte und müsste die 
Agenda einer sozialen Wohnungspolitik der nächsten Jahre 
aussehen. Eine solche explizite und verbindliche Bestandpo-
litik würde nicht nur den Mietern der Stadt nützen, sondern 
ganz sicher auch die Neubauakzeptanz steigern.
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